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Die Delegationen erhalten beiliegend den überarbeiteten Entwurf von Schlussfolgerungen des Rates 

zur Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen vor dem Hintergrund der Bevölkerungsalterung, der im 

Anschluss an die Sitzung des Wirtschafts- und Finanzausschusses (WFA) vom 29./30. April 2015 

erstellt worden ist. 

Die einzige Änderung in dieser überarbeiteten Fassung ist die Kennzeichnung LIMITE auf dem 

Deckblatt. 
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Schlussfolgerungen des Rates zur Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen 

vor dem Hintergrund der Bevölkerungsalterung 
 
 
Der Rat hat folgende Schlussfolgerungen angenommen: 
 
1. Die Wirtschafts- und Finanzkrise hat in erheblichem Maße die öffentlichen Finanzen belastet 

und zu wachsenden Defiziten und Schulden geführt. Daher ist es derzeit besonders wichtig, 
die langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen zu gewährleisten. Der Rat BETONT, 
dass eine angemessene wachstumsfreundliche Haushaltskonsolidierung vonnöten ist und 
weitere Strukturreformen durchgeführt werden müssen, um die Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen zu verbessern. 

 
2. Vor diesem Hintergrund BILLIGT der Rat den Bericht über die Bevölkerungsalterung 2015 

mit Wirtschafts- und Haushaltsprojektionen für die 28 EU-Mitgliedstaaten und Norwegen 
(2013-2060), den der Ausschuss für Wirtschaftspolitik (Arbeitsgruppe "Auswirkungen der 
Bevölkerungsalterung") und die Kommission (GD ECFIN) auf der Grundlage gemeinsam 
festgelegter methodischer Vorgehensweisen und Annahmen erstellt haben. Wie bereits die 
früheren Berichte über die Bevölkerungsalterung enthält auch der Bericht für 2015 Prognosen 
zu den Staatsausgaben für Renten, Gesundheitsversorgung, Langzeitpflege, Bildung und 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit. 

 
3. Der Rat HEBT die wesentlichen Ergebnisse des Berichts über die Bevölkerungsalterung 2015 

HERVOR: 
 

 Für den gesamten Zeitraum 2013-2060 wird – wie bereits im Bericht über die 
Bevölkerungsalterung von 2012 – ein durchschnittliches jährliches BIP-Wachstum in 
der EU von 1,4 % prognostiziert. Es gibt jedoch erhebliche Unterschiede beim 
Wachstumspotenzial der einzelnen Mitgliedstaaten. 

 
 Die altersbedingten öffentlichen Ausgaben insgesamt werden in der EU gemäß den 

Prognosen zwischen 2013 und 2060 um 1,4 Prozentpunkte des BIP steigen und im Jahr 
2060 einen Anteil von 27 % erreichen, mit großen Unterschieden zwischen den 
einzelnen Ländern. Ohne Berücksichtigung von Leistungen bei Arbeitslosigkeit, d.h. für 
die altersbedingten Ausgaben im engeren Sinne, wird zwischen 2013 und 2060 ein 
Anstieg in der EU um 1,8 Prozentpunkte des BIP prognostiziert, mit einem Anteil von 
26,3 % im Jahr 2060. 
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Unter Zugrundelegung möglicher makroökonomischer Annahmen, die von 
ungünstigeren Szenarien, wie dem TFP-Risikoszenario, ausgehen, könnten die alters-
bedingten öffentlichen Ausgaben im engeren Sinne zwischen 2013 und 2060 um 
2,1 Prozentpunkte des BIP steigen. Aufgrund der jüngsten Reformen und einer in 
EUROPOP2013 prognostizierten positiveren demografischen Entwicklung in der EU 
insgesamt wird jetzt ein wesentlich geringerer Anstieg der altersbedingten Ausgaben 
insgesamt im Zeitraum 2013-2060 als 2012 veranschlagt (3,3 Prozentpunkte des BIP). 

 Nach einem voraussichtlichen Anstieg bis 2040, der auch darauf zurückzuführen ist, 
dass die Baby-Boom-Generation das Rentenalter erreicht, sollen die öffentlichen 
Rentenausgaben bis 2060 wieder bis fast auf das Niveau von 2013 zurückgehen (11,3 % 
des BIP in der EU). Die Unterschiede zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten sind 
dabei sehr groß – je nach Altersstruktur und Tempo der Bevölkerungsalterung, 
spezifischen Merkmalen der nationalen Rentensysteme und insbesondere den Fort-
schritten der einzelnen Länder bei den Strukturreformen. In den meisten Ländern haben 
die jüngsten Reformen der Rentensysteme erkennbare positive Wirkung gezeigt und den 
Anstieg der Staatsausgaben gebremst. Die Rentenreformen haben ferner zu einem 
Anstieg des effektiven Renteneintrittsalters und somit des Arbeitseinsatzes beigetragen. 
In einigen Mitgliedstaaten reichen die Reformen jedoch noch nicht aus, um den Anstieg 
der öffentlichen Rentenausgaben einzudämmen. 

 Bei den öffentlichen Ausgaben für Gesundheitsversorgung und Langzeitpflege in der 
EU wird dem Referenzszenario der Arbeitsgruppe "Auswirkungen der Bevölkerungs-
alterung" zufolge für den Zeitraum 2013-2060 ein Anstieg um 2 Prozentpunkte des 
BIP – mit erheblichen Unterschieden zwischen den einzelnen Ländern – erwartet, mit 
einem Anteil von 10,6 % des BIP im Jahr 2060; Grund dafür ist im Wesentlichen die 
demografische Entwicklung. Werden zudem – wie im Risikoszenario der Arbeitsgruppe 
geschehen – mögliche Entwicklungen bei den nicht demografisch bedingten Kosten-
faktoren bei den Ausgaben für Gesundheitsversorgung und Langzeitpflege berücksich-
tigt, so könnten die Aufwendungen für Gesundheit und Pflege in der Zeit von 2013 bis 
2060 sogar um 4 Prozentpunkte des BIP steigen. 
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4. Vor dem Hintergrund der aktualisierten Prognosen zu den altersbedingten Ausgaben und 

angesichts der aktuellen wirtschaftlichen Lage begrüßt der Rat zwar die jüngsten Reformen in 
vielen Mitgliedstaaten, BEKRÄFTIGT aber, dass in der EU angemessene politische 
Maßnahmen in allen altersbezogenen Bereichen fortgesetzt werden müssen, insbesondere 
Reformen der Renten-, Gesundheits- und Langzeitpflegesysteme, wobei die jeweiligen 
Besonderheiten der einzelnen Länder zu berücksichtigen sind; ferner sind Maßnahmen zu 
vermeiden, die zu einer Umkehrung der bereits eingeleiteten tragfähigkeitsfördernden 
Reformen führen würden. Hierzu zählt die rasche Umsetzung der im Rahmen des 
Europäischen Semesters ergangenen länderspezifischen Empfehlungen und der dreigleisigen 
Strategie zur Bewältigung der Auswirkungen der Bevölkerungsalterung auf die Volkswirt-
schaften und die Haushalte, die vorsieht, dass die Staatsverschuldung abgebaut wird, die 
Beschäftigungsquoten und die Produktivität erhöht sowie Renten-, Gesundheits- und 
Langzeitpflegesysteme reformiert werden. 

 
5. Der Rat WEIST insbesondere DARAUF HIN, dass die Mitgliedstaaten – wenngleich in 

unterschiedlichem Ausmaß – noch weitere Maßnahmen ergreifen müssen, um das effektive 
Renteneintrittsalter anzuheben, unter anderem indem ein frühes Ausscheiden aus dem 
Arbeitsmarkt vermieden wird und das gesetzliche Renteneintrittsalter oder die Renten-
leistungen an die Lebenserwartung angepasst werden. Darüber hinaus FORDERT der Rat die 
Mitgliedstaaten unter Hinweis auf seine Schlussfolgerungen vom 7. Dezember 2010 AUF, ein 
angemessenes Gleichgewicht zwischen der Notwendigkeit, in den nächsten Jahrzehnten eine 
flächendeckende Gesundheitsversorgung und Langzeitpflege sicherzustellen und eine 
zunehmende Nachfrage aufgrund der Bevölkerungsalterung sowie zunehmende Patienten-
erwartungen aufgrund der technologischen Entwicklung zu befriedigen, und der Notwendig-
keit einer Reduzierung der hohen Staatsverschuldung zu finden. Dabei ist es notwendig, dass 
die Gesundheits- und Langzeitpflegesysteme auf ihre Leistungsfähigkeit hin überprüft und 
umfassende und notwendige Reformen durchgeführt werden, um einen effizienteren Einsatz 
der öffentlichen Mittel sowie eine Gesundheitsversorgung und Langzeitpflege von hoher 
Qualität sicherzustellen. 

 
6. Der Rat ERSUCHT die Kommission, diesen Erkenntnissen hinsichtlich der mit der Bevölke-

rungsalterung verbundenen Probleme und sonstigen einschlägigen Informationen, einschließ-
lich aktualisierter Schätzungen des kurzfristigeren potenziellen BIP-Wachstums1, in ihrer 
Analyse und der Überwachung im Rahmen des Europäischen Semesters Rechnung zu tragen 
und ihre Auswirkungen in allen relevanten Bereichen der wirtschaftspolitischen Koordinie-
rung in der EU zu berücksichtigen. 

1 Der Ausschuss für Wirtschaftspolitik hat am 1. April 2015 ein überarbeitetes Konzept für 
die Prognostizierung des Bevölkerungswachstums zum Zweck der Schätzung des 
potenziellen BIP für Irland, Lettland und Litauen gebilligt. 
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7. Der Rat ERSUCHT die Kommission, bei ihrer regelmäßigen eingehenden Gesamtbewertung 

der Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen bis Ende 2015 den vorliegenden umfassenden 
und vergleichbaren aktualisierten Prognosen Rechnung zu tragen. Der Ausschuss für 
Wirtschaftspolitik sollte dem Rat auf der Grundlage des Bewertungsberichts wiederum 
Bericht erstatten. 

 
8. Der Rat FORDERT den Ausschuss für Wirtschaftspolitik AUF, auf der Grundlage einer von 

Eurostat vorzulegenden neuen Bevölkerungsprognose in enger Zusammenarbeit mit den 
nationalen statistischen Ämtern bis zum Herbst 2018 seine Analyse der wirtschaftlichen und 
budgetären Auswirkungen der Bevölkerungsalterung zu aktualisieren. Ferner FORDERT der 
Rat Eurostat AUF, systematisch jährliche Aktualisierungen seiner Bevölkerungsprognose, 
insbesondere hinsichtlich der Migrationsströme, vorzulegen, die für kurz- bis mittelfristige 
Prognosezeiträume verwendet werden können. 

 

_________________________ 
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